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Sehr geehrte Damen und Herren,

das Steuerrecht entwickelt sich stetig weiter. Als kompetenter Partner möchten wir Ihnen

möglichst viel Transparenz bieten und Sie über die wichtigsten Änderungen aus den Be-

reichen Steuern, Recht und Wirtschaft kompakt und verständlich informieren.

Falls Sie mehr zu einem Thema erfahren möchten, finden Sie oberhalb eines jeden Artikels

einen weiterführenden Link. Dieser führt Sie zu dem Bereich "Steuernews" auf unserer In-

ternetseite.

Bei Fragen zu den angesprochenen Themen, für Lob oder auch Kritik sind wir sehr gerne

persönlich für Sie da. Sprechen Sie uns einfach an oder schreiben Sie uns.

Volker Dudek 

Bleiben Sie informiert und folgen Sie der VRT auf

LinkedIN – Facebook – Instagram – Xing
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Steuerfreie Sachbezüge: Die Alternative zur Gehaltserhöhung

Sachbezüge sind ein wirkungsvolles Instru-

ment zur Nettolohnoptimierung. Sie ermög-

lichen Mitarbeitenden eine spürbare Ein-

kommensverbesserung, ohne dass die

Brutto-Personalkosten im gleichen Umfang

steigen. Voraussetzung ist die korrekte An-

wendung der steuerlichen Vorgaben sowie

die strikte Einhaltung der jeweiligen Frei-

grenzen und formalen Anforderungen.

Nachfolgend eine kompakte Übersicht der

wichtigsten steuerlich begünstigten Sach-

bezüge.

50-Euro-Freigrenze

Arbeitgeber können monatlich Sachleistun-

gen bis 50 Euro (600 Euro jährlich) steuer-

und sozialversicherungsfrei gewähren. Es

handelt sich um eine Freigrenze: Wird der

Betrag überschritten, ist der gesamte Sach-

bezug steuer- und beitragspflichtig. Eine

Barauszahlung ist unzulässig, die Leistung

muss als echter Sachbezug erfolgen (z. B.

Gutscheinsysteme). Geldersatzlösungen

sind nicht begünstigt.

Essenszuschuss

Arbeitgeber können bis zu 7,67 Euro pro

Arbeitstag als Essenszuschuss leisten. Der

Sachbezugswert beträgt 4,57 Euro, der

steuerfreie Arbeitgeberzuschuss 3,10 Euro.

Der Sachbezugswert kann pauschal mit

25 % versteuert oder als Eigenanteil vom

Mitarbeitenden getragen werden. Diese

Regelung eignet sich insbesondere für

Kantinen- und Gutscheinsysteme.

Mobilitätsbudget

Das Deutschlandticket kostet seit 2026

monatlich 63 Euro. Arbeitgeber können den

Betrag vollständig steuer- und sozialversi-

cherungsfrei übernehmen (756 Euro jähr-

lich). Bei einem Zuschuss von mindestens

25 % beteiligt sich der Staat zusätzlich mit

5 %, wodurch sich der Eigenanteil des Mit-

arbeitenden auf 44,10 Euro reduziert. Das

Mobilitätsbudget ist ein modernes, attrakti-

ves Vergütungsinstrument. ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Lohnabrechnung/Arbeitgeberhaftung:
Anzeigepflicht nach § 41c Abs. 4 EStG –
seit 01.01.2026 zwingend elektronisch

Hat ein Arbeitgeber zu wenig Lohnsteuer einbehalten und

kann der Fehlbetrag nicht mehr nachträglich vom Arbeitneh-

mer einbehalten werden, muss er das Finanzamt informie-

ren, um eine Haftung nach § 42d EStG zu vermeiden. Diese

Anzeigepflicht nach § 41c Abs. 4 EStG dient der Sicherung

des Steueranspruchs und ermöglicht dem Finanzamt, die

Lohnsteuer direkt beim Arbeitnehmer nachzufordern.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Deutschland-Ticket kostet jetzt 63 Euro
im Monat: So wird es lohnsteuerlich
behandelt

Zum 01.05.2023 wurde das Deutschland-Ticket eingeführt.

Es erfreut sich großer Beliebtheit, weil sich mit ihm alle Ver-

kehrsmittel des öffentlichen Nahverkehrs nutzen lassen.

Auch als Benefit des Arbeitgebers ist das Deutschland-Ti-

cket beliebt. Da sich der Preis des Deutschland Tickets zum

01.01.2026 auf 63 Euro erhöht hat, liefern wir Ihnen ein

lohnsteuerliches Update für Arbeitgeber.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Sabrina Rode
s.rode@vrt.de

IHRE EXPERTIN

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113509773
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113509802
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113509808


EU-Parlament beschließt Vereinfachungen
bei Nachhaltigkeitsberichterstattung

Am 13.11.2025 hatte das EU-Parlament über seine Verhand-

lungsposition bezüglich des sogenannten Omnibus I-Pakets

abgestimmt, das insbesondere Lockerungen bei der Nach-

haltigkeitsberichterstattung (CSRD) und den Pflichten nach

EU-Lieferketten-Richtlinie (CSDDD) vorsieht. Nach Abschluss

der Trilog-Verhandlungen hat das EU-Parlament am

16.12.2025 final die Erleichterungen beschlossen, die Zu-

stimmung des Ministerrats gilt als Formsache. Damit können

Unternehmen aufatmen: Sie werden deutlich von bürokrati-

schen Verpflichtungen befreit.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

GmbH & Co. KG: Wann eine Beteiligung
Sonderbetriebsvermögen ist und ein
Verlust geltend gemacht werden kann

In einem aktuellen Urteil hat der Bundesfinanzhof „die Latte“

zur Anerkennung einer GmbH-Beteiligung als Sonderbe-

triebsvermögen „hoch angesetzt“: Eine GmbH & Co. KG

hielt 100 % der Anteile an einer GmbH. Der Kommanditist

dieser GmbH & Co. KG hatte der GmbH ein Darlehen gege-

ben, das bei der GmbH & Co. KG als Sonderbetriebsvermö-

gen des Kommanditisten ausgewiesen war. 

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Arbeitgeber: Behandlung von
unentgeltlichen oder verbilligten
Mahlzeiten ab 2026

Das BMF hat die amtlichen Sachbezugswerte für arbeitstäg-

lich gewährte Mahlzeiten ab 2026 bekannt gegeben. Wer-

den Arbeitnehmern Frühstück oder Mittag-/Abendessen un-

entgeltlich oder verbilligt zur Verfügung gestellt, sind diese

Vorteile lohnsteuerlich mit den festgelegten Pauschalwerten

anzusetzen. Für 2026 beträgt der Wert 2,37 EUR für ein

Frühstück sowie 4,57 EUR für ein Mittag- oder Abendessen.

Bei Vollverpflegung ergibt sich ein Gesamtwert von 11,50

EUR pro Tag. Die Werte sind auch bei Mahlzeiten während

Auswärtstätigkeiten oder doppelter Haushaltsführung rele-

vant, sofern der Preis 60 EUR nicht überschreitet.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113154093
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=112820971
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113511220


6

Neues BMF-Schreiben zur steuerlichen Anerkennung von
Bewirtungsaufwendungen aus geschäftlichem Anlass

Mit Schreiben vom 19.11.25 (IV C 6 - S

2145/00026/005/033) nimmt das BMF

erneut Stellung zur steuerlichen Anerken-

nung von Aufwendungen für die Bewirtung

von Personen aus geschäftlichem Anlass in

einem Bewirtungsbetrieb als Betriebsaus-

gaben nach § 4 Abs. 4 i. V. m. § 4 Abs. 5

S. 1 Nr. 2 EStG. Kernpunkte sind die gefor-

derten Nachweise einer Bewirtung.

1. Ausgangsfragen

Schon vor über 20 Jahren sollte ein Bierde-

ckel für die Erstellung einer "vereinfachten"

Steuererklärung ausreichen. Reicht nach

dem neuen BMF-Schreiben ein Bierdeckel

mit Strichen aus der örtlichen Eckkneipe

wenigstens als Nachweis für steuerlich als

Betriebsausgabe geltend gemachte Bewir-

tungsaufwendungen aus? Und wie ist in

einem solchen Fall das gezahlte Trinkgeld

zu berücksichtigen? Hätte der Wirt dieser

kleinen Eckkneipe nicht bereits eine E-

Rechnung übermitteln müssen?

Beachten Sie: Das bisherige BMF-Schrei-

ben vom 30.6.21 (BStBl I 21, 908) ist noch

für Bewirtungsaufwendungen bis ein-

schließlich 31.12.24 anzuwenden.

2. Unterschiedliche Belegarten

Nach dem BMF-Schreiben gibt es unter-

schiedliche Nachweise für die steuerliche

Anerkennung von Bewirtungsaufwendun-

gen. ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Investition: IT-Ausstattung für
Freiberufler – kaufen, mieten oder leasen?

IT-Ausstattung ist für Freiberufler unverzichtbar, aber oft teu-

er und schnell veraltet. Daher stellt sich regelmäßig die Fra-

ge: Kaufen, mieten oder leasen? Jede Variante hat unter-

schiedliche Auswirkungen auf Liquidität, Flexibilität und

steuerliche Behandlung. Während Miete und Leasing meist

sofort als Betriebsausgabe abziehbar sind, wirkt sich ein

Kauf häufig nur über Abschreibungen aus – wobei Sonder-

regelungen wie die verkürzte Nutzungsdauer für Computer-

hardware oder Investitionsabzugsbeträge steuerlich attrakti-

ve Gestaltungsmöglichkeiten eröffnen.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Corona-Hilfen: Zwei Urteile des
Verwaltungsgerichts Köln stellen  die
grundsätzliche Rechtmäßigkeit infrage

Die Rechtsprechung zu Corona-Hilfen nimmt Fahrt auf – und

übt zunehmend Kritik am deutschen Fördersystem. Zwei ak-

tuelle Urteile des Verwaltungsgerichts Köln stellen Überbrü-

ckungshilfe IV und Neustarthilfe als pauschalen Umsatzer-

satz infrage. Nach Auffassung des Gerichts verstoßen sol-

che Förderungen gegen das EU-Beihilferecht, da unions-

rechtlich nur Hilfen zur Beseitigung konkreter Liquiditätseng-

pässe zulässig seien.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Alex Flach
a.flach@vrt.de

IHR EXPERTE

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113509864
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113511387
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113511406
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Dipl.-Bw. (FH)
Uwe Rolef
u.rolef@vrt.de

IHR EXPERTE

Kassenaufzeichnungen:
Bundesfinanzministerium veröffentlicht
Bericht zu den Folgen des
„Manipulationsschutzgesetzes“

Die seit 2016 verschärften Vorschriften zur digitalen Auf-

zeichnungspflicht und ordnungsgemäßen Kassenführung

haben weitreichende Folgen für Unternehmen. Das Bundes-

finanzministerium hat daher die Wirkung der gesetzlichen

Maßnahmen evaluieren lassen. Nachdem das Bundeszen-

tralamt für Steuern bereits 2020 einen Zwischenbericht vor-

gelegt hatte, liegt nun mit Stand November 2025 der Ab-

schlussbericht vor. 

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Umsatzsteuerfreiheit von Schul- und
Bildungsleistungen:
Bundesfinanzministerium regelt Details

Die Umsatzsteuerbefreiung für Schul- und Bildungsleistun-

gen zählt zu den anspruchsvollsten Bereichen des Umsatz-

steuerrechts. Mit Wirkung ab 1.1.2025 wurde § 4 Nr. 21

UStG grundlegend neu gefasst, da nationale Vorschriften

stärker an das EU-Recht angepasst wurden. Ein aktuelles

BMF-Schreiben liefert hierzu einen kompakten Überblick.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Ordnungsmäßigkeit der Kassenbuchführung

Die OFD Karlsruhe informiert in ihrem

Merkblatt vom 30.12.2024 (S 0315-St 42)

zum Thema „Ordnungsmäßigkeit der Kas-

senbuchführung“.

Für die Aufbewahrung digitaler Unterlagen

gelten die Vorschriften der AO, insbes. die

§§ 145–147 AO. Die Umsetzung der gesetz-

lichen Regelungen hat das BMF in den

GoBD (Grundsätze zur ordnungsmäßigen

Führung und Aufbewahrung von Büchern,

Aufzeichnungen und Unterlagen in elektro-

nischer Form sowie zum Datenzugriff, BMF

28.11.2019, IV A 4 – S 0316/19/10003 :001,

BStBl. I 2019, 1269, geändert durch BMF

11.3.2024, IV D 2 – S 0316/21/10001 :002,

BStBl. I 2024, 374) geregelt.

Unternehmen mit Bargeldeinnahmen nut-

zen i. d. R. der Buchführung vorgelagerte

Systeme, wie z. B. Registrierkassen, Waa-

gen mit Registrierkassenfunktion, PC-Kas-

sensysteme und Taxameter. Diese Systeme

unterliegen denselben Aufzeichnungs- und

Aufbewahrungspflichten wie die eigentli-

chen Buchführungssysteme.

Der Einsatz dieser Technik hat eine Reihe

von betriebswirtschaftlichen Vorteilen, ist

allerdings auch mit Pflichten verbunden.

Dieses Merkblatt soll einen Überblick ver-

schaffen, um häufige Fehlerquellen in der

Kassenbuchführung zu erkennen und zu

vermeiden.

Grundsatz der Einzelaufzeichnungs-

pflicht (§ 146 Abs. 1 Satz 1 AO)

Die Einzelheiten regelt der AEAO zu § 146. ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113511586
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113511617
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113509894


Grundsteuer: Bundesfinanzhof hält
"Bundesmodell" für verfassungskonform

Der BFH hält die Bewertungsregeln des Ertragswertverfah-

rens im sogenannten Bundesmodell für die neue Grundsteu-

er ab dem 1.1.2025 für verfassungskonform. In drei Verfah-

ren bestätigte er, dass typisierte Bodenrichtwerte und pau-

schalierte Nettokaltmieten grundsätzlich geeignet sind, den

Grundstückswert realitätsgerecht abzubilden. Eine Vorlage

an das Bundesverfassungsgericht lehnte der BFH ab. Die

Entscheidungen betreffen Wohnungseigentümer in elf Bun-

desländern, die das Bundesmodell anwenden. Dennoch

bleibt die Debatte offen: Haus & Grund sowie der Bund der

Steuerzahler planen eine Verfassungsbeschwerde.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Nießbrauchsgestaltungen: BFH äußert
sich zu den Folgen der entgeltlichen
Ablösung eines Nießbrauchsrechts 

Nießbrauchsgestaltungen geraten erneut in Bewegung: Der

BFH hat mit Urteil vom 10.10.2025 entschieden, dass die

entgeltliche Ablösung eines Nießbrauchsrechts steuerpflich-

tig sein kann. Im Streitfall verzichtete eine Nießbraucherin

gegen Einmalzahlung auf ihr lebenslanges Recht an einem

vermieteten Grundstück. Anders als die Vorinstanz wertete

der BFH die Zahlung nicht als privates Veräußerungsge-

schäft, sondern als steuerbare Entschädigung nach § 24 Nr.

1a EStG in Verbindung mit § 21 EStG.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Organschaft: Nachträgliche Anpassung
der Laufzeit eines zivilrechtlich
wirksamen Gewinnabführungsvertrags 

Die ertragsteuerliche Organschaft stellt hohe formale Anfor-

derungen – insbesondere an die Mindestlaufzeit und Durch-

führung des Gewinnabführungsvertrags (GAV). Ein aktuelles

Urteil des FG Berlin-Brandenburg bringt nun praxisrelevante

Klarheit: Eine nachträgliche Verschiebung der Vertragslauf-

zeit kann unschädlich sein, sofern der GAV von Beginn an

zivilrechtlich wirksam war und keine steuerlich motivierte

Gestaltung vorliegt. Selbst wenn einzelne Voraussetzun-

gen – etwa die finanzielle Eingliederung – erst später erfüllt

werden, muss dies nicht zwingend zum Scheitern der Or-

ganschaft führen.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=112608344
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113511738
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113511727
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Andreas Hartmann, B.Sc.
a.hartmann@vrt.de

IHR EXPERTE

Bundesfinanzhof prüft, welche Räume als Arbeitszimmer gelten
und welche Räume zusammengefasst werden

Stellt das häusliche Arbeitszimmer eines

Gewerbetreibenden oder Freiberuflers den

Mittelpunkt der Gesamttätigkeit dar, sind die

auf das Arbeitszimmer entfallenden Kosten

ohne betragsmäßige Begrenzung als Be-

triebsausgaben abziehbar. Wie verhält es

sich aber, wenn die Ehefrau des Unterneh-

mers/Freiberuflers unentgeltlich im Betrieb

mitarbeitet und hierfür ein zweites Arbeits-

zimmer im Wohnhaus der Eheleute nutzt?

Der Bundesfinanzhof hat aktuell in einem

Aussetzungsbeschluss anklingen lassen,

dass er einen Betriebsausgabenabzug

derartiger Kosten für möglich hält.

Sachverhalt: Der Kläger war in den

Streitjahren 2013 bis 2020 freiberuflich als

Dirigent, Pianist, Vocal-Coach, musikali-

scher Leiter sowie Betreiber von zwei Mu-

sikschulen tätig. Seine Ehefrau arbeitete

unentgeltlich in den Musikschulen mit. Im

von beiden Eheleuten gemeinsam bewohn-

ten Anwesen, das ein Hauptgebäude und

eine hiermit durch Innentüren verbundene

Einliegerwohnung umfasste, nutzte der

Kläger verschiedene Räume für Arbeits-,

Übungs-, Verwaltungs- und Lagertätigkei-

ten. Für diese Räume (je ein Arbeitszimmer

der beiden Eheleute, Musikzimmer, Gäste-

zimmer, Küche, Galerie, Garderobe, Lager-

raum, drei WCs sowie zwei Flure), die ins-

gesamt 226 m² und damit 45 % der insge-

samt 500 m² umfassenden Gesamtwohn-

fläche des Anwesens umfassten, machte

der Kläger einen Betriebsausgabenabzug

von ca. 15.000 EUR bis 20.000 EUR jährlich

geltend.

Das Finanzamt erkannte lediglich das Ar-

beitszimmer des Klägers und das Musikzim-

mer als einheitliches Arbeitszimmer an.  ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Vermieter: Werbungskosten: Aktuelles zur
verbilligten Vermietung

Wer eine Immobilie verbilligt an Angehörige vermietet, muss

die steuerlichen Grenzen des § 21 Abs. 2 EStG genau be-

achten, um den vollen Werbungskostenabzug nicht zu verlie-

ren. Liegt die Miete unter 50 % der ortsüblichen Warmmiete,

ist die Vermietung aufzuteilen – und Kosten sind nur anteilig

abziehbar. Ab 66 % gilt die Überlassung vollständig als ent-

geltlich, sodass Werbungskosten ungekürzt angesetzt wer-

den können. Zwischen 50 % und 66 % entscheidet eine To-

talüberschussprognose. Regelmäßige Mietanpassungen

sind daher wichtig, um steuerliche Nachteile zu vermeiden.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Ehrenamt: Übungsleiter- und
Ehrenamtspauschale: Das sind die Regeln
seit 01.01.2026

Ehrenamtliches Engagement wird auch 2026 steuerlich ge-

fördert: Zum 01.01.2026 wurden sowohl die Ehrenamts- als

auch die Übungsleiterpauschale angehoben. Damit können

Vergütungen für nebenberufliche Tätigkeiten im gemeinnützi-

gen Bereich in höherem Umfang steuer- und sozialversiche-

rungsfrei gezahlt werden. Die neuen Beträge eröffnen Verei-

nen, Stiftungen und anderen gemeinnützigen Organisatio-

nen zusätzliche Gestaltungsspielräume – auch in Kombinati-

on mit Minijobs.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113509944
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=112608342
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=112608315
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Testament: Welche Personen umfasst die
Formulierung "unsere Kinder"?

Das Oberlandesgericht (OLG) Frankfurt a.

M. hat sich mit der Reichweite der Formu-

lierung "unsere Kinder" in einem gemein-

schaftlichen Testament von Eheleuten be-

fasst.

Das stand im gemeinschaftlichen

Testament der Eheleute

Die Eheleute hatten im Jahr 1997 u. a. fol-

gendes mit "unser letzter Wille" überschrie-

bene gemeinschaftliche Testament errich-

tet: "Wir setzen uns gegenseitig zu Erben

ein. Der Überlebende ist mithin der alleinige

Erbe. Erst nach dessen Tod soll der Nach-

lass zu gleichen Teilen an unsere Kinder

fallen. [...] Heiratet der Überlebende wieder,

so ist er verpflichtet, dreiviertel des Wertes,

den der Nachlass zur Zeit der Wiederver-

heiratung hat, den Kindern als Vermächtnis

herauszugeben."

Das geschah nach dem Tod der Ehe-

frau

Nach dem Tod seiner Ehefrau hat der Erb-

lasser im Jahr 2022 mit privatschriftlichem

Einzeltestament die beiden ehelichen Kin-

der des Erblassers und seiner im Juli 2020

vorverstorbenen Ehefrau zu gleichen Teilen

zu Erben eingesetzt und angefügt, dass dies

auch der gemeinsame Wille bei Errichtung

des gemeinschaftlichen Testaments aus

1997 gewesen sei. Kernfrage in dem Fall

war letztlich, ob ein vorehelich geborener

Sohn der Ehefrau des Erblassers, der bis

zum Erwachsenenalter im Haushalt der

Eheleute aufgewachsen ist, durch das ge-

meinschaftliche Testament aus 1997 neben

den ehelichen Kindern ebenfalls als Schlus-

serbe berufen wurde. ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Erbe oder Vermächtnisnehmer – das ist
hier die Frage!

Im Streitfall verteilte der spätere Erblasser sein Aktivvermö-

gen gegenständlich, wobei seine Lebensgefährtin den mit

Abstand wertvollsten Gegenstand erhielt. Ist sie damit ge-

mäß § 2087 BGB bereits Alleinerbin geworden? Das OLG

beantwortete diese Frage in seinem Urteil mit einem klaren

Nein.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Veräußerungsgewinn: Erbengemeinschaft
veräußert Betrieb – Freibetrag nach § 16
Abs. 4 EStG?

Wird ein Betrieb vererbt und anschließend von den Erben

verkauft, stellt sich häufig die Frage, ob der Freibetrag nach

§ 16 Abs. 4 EStG genutzt werden kann. Entscheidend ist:

Nicht der Erblasser, sondern der Veräußerer muss die Vor-

aussetzungen persönlich erfüllen – insbesondere die Alters-

grenze von 55 Jahren. Das Lebensalter des Erblassers geht

nicht auf den Erben über.

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Dr.
Marc-Yngve Dietrich, LL.M.
m-y.dietrich@vrt.de

IHR EXPERTE

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113509951
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=112608427
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113512113
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Lilian Kühler
l.kuehler@vrt.de

IHRE EXPERTIN

Betriebliche Altersversorgung:
Betriebsrentenstärkungsgesetz 2.0:
Das sind die wesentlichen
Änderungen in der bAV

Mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz 2.0 (BRSG 2.0) sol-

len betriebliche Altersversorgung und insbesondere Sozial-

partnermodelle (SPM) deutlich stärker verbreitet werden.

Das Gesetz erleichtert den Zugang zu SPM, erweitert Op-

ting-out-Möglichkeiten, erhöht Abfindungsgrenzen und er-

laubt flexiblere Leistungsformen, etwa Kapitalratenzahlungen

durch Pensionsfonds. Zudem wird die vorzeitige Inanspruch-

nahme der bAV auch bei Teilrentenbezug ermöglicht. 

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Das sind die neuen SV-rechtlichen
Vorgaben bei Auslandseinsätzen in
Abkommensstaaten

Seit dem 01.01.2026 gilt das elektronische Antrags- und

Bescheinigungsverfahren nach § 106c SGB IV auch für Ein-

sätze in Staaten mit bilateralen Sozialversicherungsabkom-

men. Damit wird das bislang aus dem A1-Verfahren bekann-

te digitale System auf Länder wie die USA, China, Japan

oder Brasilien ausgeweitet. Gleichzeitig hat die DVKA die

bestehenden Abkommen überprüft und ihre Verwaltungspra-

xis teilweise angepasst. 

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

Schwarzarbeitsbekämpfung: So reagieren Arbeitgeber auf die
veränderte Prüfungs‐ und Kontrollpraxis zum 01.01.2026

Zum 01.01.2026 ist das Gesetz zur Moder-

nisierung und Digitalisierung der Schwarz-

arbeitsbekämpfung in größten Teilen in Kraft

getreten. Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit

(FKS) wird zur digitalen Risiko- und Ermitt-

lungsbehörde. Der Gesetzgeber verlagert

den Schwerpunkt auf datengetriebene Risi-

koanalysen, digitale Prüfungen und erwei-

terte Mitwirkungspflichten der Unterneh-

men. Datenfehler und strukturelle Unstim-

migkeiten geraten künftig früher ins Blickfeld

der FKS. Der Beitrag zeigt, wie Arbeitgeber

auf die veränderte Prüfungs‐ und Kontroll-

praxis am besten reagieren.

Rechtlicher Hintergrund

Der Bundestag hat das Gesetz im Novem-

ber 2025 beschlossen, der Bundesrat hat

am 19.12.2025 zugestimmt . Das Gesetz ist

zu Teilen bereits 2026 in Kraft getreten

(SchwarzArbMoDiG, Abruf-Nr. 251771).

Im Wesentlichen wird mit dem Gesetz die

Grundlage für eine weitere Optimierung des

risikoorientierten Prüfansatzes der FKS ge-

schaffen. Der Zoll soll künftig durch einen

automatisierten Datenabgleich verbessert

werden und strukturell und technisch ge-

stärkt werden. Ziel ist es, Schwarzarbeit und

illegale Beschäftigungen wirksamer be-

kämpfen zu können. Die FKS erhält damit

die umfassendste Strukturreform seit ihrer

Gründung. Künftig stehen zentrale Daten-

analysen, ein einheitliches Risikomanage-

ment sowie digital geführte Prüfungen im

Vordergrund.  ...

Volldarstellung des Artikels ansehen:

Klicken Sie hier

https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113512296
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113512283
https://www.vrtonline.de/service/steuernews/?article=113509963
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Zahlungstermine

* Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht für Bar- u. Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck sind erst drei Tage nach dessen Eingang bewirkt.

Dienstag, 10.03. (Frist 13.03.)

Umsatzsteuer

Lohnsteuer

Einkommensteuer

Freitag, 27.03.
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